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Sehr geehrter Herr Regierungsrat 

Sehr geehrte Damen und Herren 

 

Eine Delegation1 der Nationalen Kommission zur Verhütung von Folter (NKVF) besuchte2 am 

17. Dezember 2020 das Regionalgefängnis Biel im Rahmen ihrer Überprüfung der men-

schenrechtlichen Standards im Bereich der Gesundheitsversorgung im Freiheitsentzug. Es 

handelte sich um einen Nachfolgebesuch. Sie legte dabei ein besonderes Augenmerk auf 

die Überprüfung der Umsetzung der bisherigen Empfehlungen3, insbesondere zur ge-

schlechterspezifischen Gesundheitsversorgung, zu den epidemienrechtlichen Vorgaben4 und 

zur psychiatrischen Versorgung.  

 

Die Delegation unterhielt sich während ihres Besuches mit mehreren inhaftierten Personen5, 

mit der Direktion, mit dem Justizvollzugspersonal sowie mit dem für die medizinische Ver-

sorgung zuständigen Fachpersonal6. Die Delegation wurde freundlich und offen von der Di-

rektion und den Mitarbeitenden empfangen. Die gewünschten Dokumente wurden vollum-

fänglich zur Verfügung gestellt.7 Im Rahmen eines Schlussgesprächs teilte die Delegation 

                                                
1 Bestehend aus Dr. med. Ursula Klopfstein-Bichsel, Delegationsleiterin und Kommissionsmitglied, und Tsedön 
Khangsar, Wissenschaftliche Mitarbeiterin. 
2 Der Besuch der NKVF wurde im Vorfeld schriftlich angekündigt 
3 Begleitschreiben an Regierungsrat Philippe Müller, Vorsteher Polizei- und Militärdirektion Kanton Bern vom 21. 

August 2019 (Begleitschreiben Bern, August 2019); Gesamtbericht über die schweizweite Überprüfung der Ge-

sundheitsversorgung im Freiheitsentzug durch die Nationale Kommission zur Verhütung von Folter (2018 – 
2019), 14. November 2019 (Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019).   
4 Art. 30, Verordnung über die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten des Menschen vom 29. April 2015 (Epi-
demienverordnung, EpV), SR 818.101.1. 
5 Das Regionalgefängnis Biel verfügt über insgesamt 44 Plätze. Zum Zeitpunkt des Besuches hielten sich auf-
grund von laufenden Umbauarbeiten 20 inhaftierte Personen in der Einrichtung auf. Es befanden sich vier weibli-
che Inhaftierte im Strafvollzug in der Einrichtung. Mit einer Ausnahme befanden sich alle männlichen Inhaftierten 
in Untersuchungshaft.  
6 Da der zuständige Arzt zum Zeitpunkt des Besuches abwesend war, führte Ursula Klopfstein-Bichsel am Be-
suchstag ein Telefongespräch mit ihm.  
7 Vgl. Art. 10 Bundesgesetz vom 20. März 2009 über die Kommission zur Verhütung von Folter (BG NKVF), SR 
150.1. 
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der Direktion sowie dem Leiter Bereich Haft und Vollzug des Amts für Justizvollzug des Kan-

tons Bern ihre ersten Erkenntnisse mit. Die, ab Januar 2021 neue Direktorin des Regionalge-

fängnis’ Biel war zum Zeitpunkt des Besuches ebenfalls anwesend.   

 

Bei der stichprobenartigen Durchsicht der Sicherheits- und Disziplinarmassnahmen stellte 

die Kommission fest, dass diese korrekt verfügt sind mit Angaben zur Dauer der Massnah-

me, Begründung und Rechtsmittelbelehrung. In der Regel wird bei Sicherheitsmassnahmen 

der Arzt informiert.  

 

Die Kommission begrüsst, dass ihre bisherigen Empfehlungen zu den epidemienrechtlichen 

Vorgaben teilweise umgesetzt wurden.8 Handlungsbedarf sieht sie hingegen insbesondere 

bei der Zugänglichkeit zur psychiatrischen Versorgung sowie zu weiterführenden Behand-

lungen bei spezialisierten Fachpersonen. Nachfolgend werden die aus Sicht der Kommission 

wichtigsten Erkenntnisse und Empfehlungen kurz zusammengefasst.  

 

Die Kommission stellte fest, dass die Zusammenarbeit mit der Spitex ausgebaut bzw. ihre 

Präsenzzeiten im Regionalgefängnis Biel erhöht wurde.9 Dies ermöglicht die Umsetzung 

einzelner epidemienrechtlicher Vorgaben wie eine systematische Eintrittsbefragung inner-

halb von 24 Stunden. Zudem werden Medikamente neu ebenfalls von den Mitarbeitenden 

der Spitex vorbereitet.10 Die Kommission stellte bei der stichprobenartigen Durchsicht der 

Patientenakten jedoch fest, dass die Formulare der medizinischen Eintrittsbefragung teilwei-

se unvollständig ausgefüllt sind und geschlechterspezifische Fragen im Rahmen der Ein-

trittsbefragung fehlen. Sie empfiehlt, das Eintrittsformular mit geschlechterspezifischen 

Fragen zu ergänzen11, alle Fragen systematisch zu stellen und die Antworten vollstän-

dig zu dokumentieren.12 Die Kommission stellte fest, dass mehrere suchtkranke inhaftierte 

Personen vor dem Gefängnisaufenthalt ambulant behandelt wurden. Begonnene Substituti-

onstherapien werden im Regionalgefängnis Biel weitergeführt.13 Aus Sicht der Kommission 

kann sich eine allfällige Zusammenarbeit mit bereits involvierten externen Fachperso-

nen vorteilhaft auf die Kontinuität der Behandlung auswirken. Sie regt deshalb die 

Nutzung von bereits bestehenden kantonalen Synergien bei der Betreuung von sucht-

kranken inhaftierten Personen an.14 

 

Die Kommission begrüsst die elektronische Erfassung der medizinischen Daten im kantons-

weiten System sowie die vertrauliche Zugänglichkeit zu den Patientenakten für das Gesund-

heitsfachpersonal.15 Sie empfiehlt, die inhaftierten Personen über die mögliche Einsicht 

durch Gesundheitsdienste anderer Gefängnisse im Kanton Bern zu informieren.16 

 

                                                
8 Begleitschreiben Bern, August 2019; Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019. 
9 Die Spitex des Kantons Bern hat vier zusätzliche Mitarbeitende eingestellt, welche speziell für die Tätigkeit im 
Regionalgefängnis Biel geschult wurden. Neben ihren täglichen Einsätzen am Vormittag und am Abend für die 
Medikamentenabgabe ist eine Person zusätzlich von 10.00 Uhr bis 14.00 Uhr in der Einrichtung.  
10 Vgl. Begleitschreiben Bern August 2019, Seite 2. 
11 Falls inhaftierte Frauen keine Angaben machen wollen, ist dies zu respektieren. Zu geschlechterspezifischen 

Fragen gehören bspw. die Vorgeschichte der reproduktiven Gesundheit. Für weitere Angaben zu geschlechter-
spezifischen Fragen siehe auch Gesamtbericht über die schweizweite Überprüfung der Gesundheitsversorgung 
im Freiheitsentzug durch die NKVF vom 14. November 2019, Ziff. 49 und Ziff. 128; vgl. auch Europäische Straf-
vollzugsgrundsätze, Ziff. 25.4 und 34.2.; Bangkok-Regeln, Regeln 6 und 8: Zur reproduktiven Gesundheitsge-
schichte gehören aktuelle und vergangene Schwangerschaften, Geburten oder reproduktive Gesundheitsbe-
schwerden.   
12 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, Ziff. 83.  
13 Im Nachgang zum Besuch im RG Biel führte Dr. med. Klopfstein am 18. Dezember 2020 ein Telefongespräch 

mit der Leitung der Suprax Biel.  
14 Bspw. mit dem Zentrum für ambulante Suchtbehandlung Suprax Biel.  
15 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, Ziff. 113 und Ziff. 115.  
16 Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, Ziff. 115.  
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Für die Gesundheitsversorgung stehen zwei Räume für die Mitarbeitenden der Spitex bzw. 

für medizinische Untersuchungen zur Verfügung.17 Der Raum für medizinische Untersuchun-

gen ist jedoch nach wie vor spärlich ausgestattet und erlaubt keine Untersuchungen wie 

Blutzuckermessungen, EKG-Untersuchungen sowie auch keine Blutentnahmen. Die Kom-

mission erhielt zudem die Rückmeldung, dass die über die Mittagszeit anwesende Mitarbei-

tende der Spitex bereits bei einer halben Belegung der Einrichtung ausgelastet ist. Sie wie-

derholt deshalb ihre Empfehlung, im Regionalgefängnis Biel einen infrastrukturell 

adäquaten Gesundheitsdienst einzurichten.18 Sie empfiehlt ausserdem, die Präsenz-

zeiten der Mitarbeitenden der Spitex weiter zu erhöhen. Die Kommission nimmt zur 

Kenntnis, dass im Frühling 2021 ein Wechsel der ärztlichen Betreuung vorgesehen ist und 

empfiehlt, die Zusammenarbeit mit der neuen Ärztin bzw. dem neuen Arzt weiter aus-

zubauen. Wir bitten Sie ausserdem, uns zur gegebenen Zeit im Frühling dieses Jahres über 

diesen Wechsel zu informieren. 

 

Aus Sicht der Kommission ist die Triage zur zahnärztlichen Versorgung sowie zur Versor-

gung durch externe Spezialisten zu verbessern. So erhielt sie Kenntnis von einzelnen Fällen, 

in denen es zum verzögerten Zugang zum Zahnarzt bzw. zum Augenarzt kam. Bei einer ver-

zögerten zahnärztlichen Behandlung kam es zu einem Abszess des Zahns. Die Kommissi-

on empfiehlt dringend, die bestehenden Strukturen bei der zahnärztlichen Versor-

gung19 zu nutzen und bei Bedarf den inhaftierten Personen den Zugang zu zahnärztli-

chen sowie weiteren spezifischen Behandlungen ohne Verzögerung zu gewährleis-

ten.20  

 

Die Kommission stuft die psychiatrische Versorgung im Regionalgefängnis Biel allgemein als 

problematisch ein. Sie stellte fest, dass mehrere inhaftierte Personen psychiatrische Krank-

heitsbilder aufweisen, welche einer Abklärung durch psychiatrische Fachpersonen bedürfen, 

welche bis zum Zeitpunkt des Besuches nicht stattgefunden hat.21 Die allfällige Symptomatik 

wurde mit Medikation behandelt. Zudem erhielt die Kommission die Rückmeldung, dass der 

Forensisch-Psychiatrische Dienst (FPD) wenig konsultiert wird.22 In Anbetracht der psychi-

schen Krankheitsbilder mehrerer inhaftierter Personen empfiehlt die Kommission 

dringend, die psychiatrischen Versorgungsmöglichkeiten auszubauen. Sie empfiehlt 

insbesondere die Zusammenarbeit mit dem FPD zu intensivieren, damit eine zeitnahe 

und regelmässige Betreuung gewährleistet ist und bei Bedarf die betroffenen Perso-

nen in eine geeignete psychiatrische Einrichtung verlegt werden.23 Die Kommission 

nimmt zur Kenntnis, dass eine vertiefte sozialen Betreuung der inhaftierten Personen durch 

speziell ausgebildete Mitarbeitende des Justizvollzugspersonals geplant ist.24  

 

                                                
17 Im Raum für die Mitarbeitenden der Spitex wird für administrative Tätigkeiten sowie für die Aufbewahrung der 

Medikamente genutzt.  
18 Siehe Begleitschreiben Bern August 2019, Seite 2. Siehe auch Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, 
Ziff. 97. 
19 Die zahnärztliche Versorgung erfolgt im Regionalgefängnis Burgdorf.  
20 Vgl. Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, Ziff. 105. 
21 Es finden sich bei mindestens der Hälfte der inhaftierten Personen Hinweise auf psychiatrische Krankheitsbil-

der wie Suchterkrankungen, Schlafstörungen, Ängste und Depressionen bis hin zu schwereren Krankheitsbildern 
wie Persönlichkeitsstörungen und Psychosen.  
22 Dr. med. Ursula Klopfstein telefonierte am 18. Januar 2021 mit dem FPD. Sie erhielt die Rückmeldung, dass 

der FPD vom Regionalgefängnis Biel ca. sechs bis sieben Mal pro Jahr konsultiert wurde.  
23 Vgl. EGMR, Rivière gegen Frankreich, 33834/03 (2006): Psychotische oder suizidale Inhaftierte in einem Ge-

fängnis sollen in einer Klinik untergebracht werden. Vgl. Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, Ziff. 108. 
24 Die soziale Betreuung besteht gemäss Direktion aus vertieften Gesprächen mit den inhaftierten Personen 

sowie Hilfeleistungen im alltäglichen Leben.  
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Die Kommission begrüsst, dass die Einrichtung über ein Konzept zur Betreuung von weibli-

chen inhaftierten Personen verfügt.25 Sie regt an, das Konzept in Bezug auf die ge-

schlechterspezifische Gesundheitsversorgung zu ergänzen.26 Zudem nimmt die Kom-

mission mit Zufriedenheit zur Kenntnis, dass ihre Empfehlung zu kostenlosen Schwanger-

schaftstests und Hygieneartikeln umgesetzt wurde.27 Die ärztlichen Untersuchungen von 

weiblichen Inhaftierten werden jeweils von den Mitarbeiterinnen der Spitex begleitet soweit 

diese anwesend sind. Hingegen kann dies bei ihrer Abwesenheit nicht immer gewährleistet 

werden. Ausserdem erhielt die Kommission die Rückmeldung, dass gynäkologische Be-

schwerden mehrheitlich vom Gefängnisarzt behandelt werden. Nur in dringenden Fällen 

werde gynäkologische Untersuchungen und Behandlungen in der BEWA organisiert, was 

aus Sicht der Kommission ungenügend ist. Vor diesem Hintergrund empfiehlt die Kom-

mission bei gynäkologischen Beschwerden einen niederschwelligen und zeitnahen 

Zugang zu gynäkologischen Fachpersonen. Zudem wiederholt die Kommission ihre 

Empfehlung, dass auf Wunsch der betroffenen inhaftierten Frauen jeweils die Anwe-

senheit von weiblichen Mitarbeitenden bei ärztlichen Untersuchungen gewährleistet 

werden muss.28  

 

Zusammenfassend begrüsst die Kommission die erfolgte Umsetzung verschiedener Empfeh-

lungen. Namentlich ermöglicht die erweiterte Zusammenarbeit mit der Spitex die Umsetzung 

epidemienrechtlicher Vorgaben wie die systematische Eintrittsbefragung sowie auch die 

Vorbereitung der Medikamente durch Gesundheitsfachpersonal. Aus Sicht der Kommission 

sind die Präsenzzeit der Mitarbeitenden sowie die Zusammenarbeit mit der ärztlichen Be-

treuung weiter auszubauen. Ausserdem regt sie die Nutzung kantonaler Synergien im Be-

reich der Betreuung von suchtkranken inhaftierten Personen an. Dringenden Handlungsbe-

darf sieht sie bei der gynäkologischen, bei der zahn- und augenärztlichen sowie bei der psy-

chiatrischen Versorgung.    

 

Wir danken für Ihre Kenntnisnahme und ersuchen Sie um Stellungnahme innerhalb von 60 

Tagen zu den obengenannten Ausführungen. Sofern Sie nichts dagegen einzuwenden ha-

ben, kann Ihre Stellungnahme auf der Website der Kommission veröffentlicht werden. Aus-

serdem werden wir Ihnen im Laufe dieses Jahres den Nachfolgebericht zur Ge-

sundheitsversorgung im Freiheitsentzug 2019 – 2021 zustellen, zu dem Sie ebenfalls Stel-

lung nehmen können. 

 

Freundliche Grüsse 

 
Regula Mader 

Präsidentin 

 

 

  

- Kopie geht an: Staatskanzlei des Kantons Bern, Postgasse 68, Postfach, 3000 Bern 8 

                                                
25 Strafvollzug an Frauen im GF Haft vom 17. August 2020. 2019 befanden sich 57 weibliche inhaftierte Personen 

in der Einrichtung. Die längste Aufenthaltsdauer betrug 84 Tage in Untersuchungshaft. 2018 befanden sich 78 
weibliche Inhaftierte in der Einrichtung. Die längste Aufenthaltsdauer betrug 92 Tage. Insgesamt betrug die Bele-
gung durch weibliche Inhaftierte im Jahr 2018 1871 Tage und im Jahr 2019 918 Tage.  
26 Vgl. Bangkok-Regeln, Grundsätze 6 bis 18; Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, Ziff. 48 bis 51 sowie 

Ziff. 128. 
27 Begleitschreiben Bern August 2019, Seite 2; Gesamtbericht Gesundheitsversorgung 2019, Ziff. 128.  
28 Ibid.  


